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nachstehend haben wir für Sie wieder aktuelle Informationen aus dem Wirtschafts-, Arbeits- und allg. Zivilrecht auf-
gearbeitet. Für Fragen im Zusammenhang mit den dargestellten Neuregelungen und aktuellen Urteilen, stehen wir
Ihnen gerne zur Verfügung. Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren In-
halt kann jedoch nicht übernommen werden.

Angaben auf Geschäftsbriefen bzw. E-Mails
Nachdem der Bundesrat dem Gesetz über elektronische Handelsregister und Genossenschaftsregister sowie das
Unternehmensregister (EHUG) am 13.10.2006 zugestimmt hat, ist es zum 1.1.2007 in Kraft getreten. Nachfolgend
soll in Kurzform auf die Änderungen im Einzelnen eingegangen werden.

· Elektronisches Handels-, Genossenschafts- und Partnerschaftsregister: Spätestens bis zum 1.1.2007
werden Handels-, Genossenschafts- und Partnerschaftsregister auf den elektronischen Betrieb umgestellt.
Zuständig für die Führung der Register bleiben die Amtsgerichte. Um die Verwaltung der Register zu be-
schleunigen, können Unterlagen in Zukunft nur noch elektronisch eingereicht werden. Die Bundesländer
werden befugt, Übergangsfristen einzuräumen, nach denen die Unterlagen bis spätestens Ende 2009 auch
noch in Papierform eingereicht werden können. Aus Gründen der Rechtssicherheit bleibt für die Anmeldun-
gen zur Eintragung eine öffentliche Beglaubigung erforderlich. Zur Beschleunigung der Eintragung ist unter
anderem vorgesehen, dass über den Antrag grundsätzlich "unverzüglich" zu entscheiden ist. Weil die Re-
gister elektronisch geführt werden, werden Handelsregistereintragungen künftig auch elektronisch bekannt
gemacht. Für einen Übergangszeitraum bis Ende 2008 wird die Bekanntmachung zusätzlich noch in einer
Tageszeitung erfolgen. Nach Prüfung der Anmeldung trägt das Registergericht die GmbH in das
elektronische Handelsregister ein. Mit der Eintragung wird zugleich die elektronische Bekanntmachung
ausgelöst.

· Offenlegung der Jahresabschlüsse: Um die Veröffentlichung der Jahresabschlüsse zu erleichtern, wer-
den für ihre zentrale Entgegennahme, Speicherung und Veröffentlichung nicht mehr die Amtsgerichte, son-
dern der elektronische Bundesanzeiger zuständig sein. Damit werden die Gerichte von justizfernem Ver-
waltungsaufwand entlastet und der elektronische Bundesanzeiger zu einem zentralen Veröffentlichungs-
organ für wirtschaftsrechtliche Bekanntmachungen ausgebaut.

· Elektronisches Unternehmensregister: Ab dem 1.1.2007 können publikationspflichtige Daten eines Un-
ternehmens unter www.unternehmensregister.de online abgerufen werden. Damit gibt es eine zentrale In-
ternetadresse, über die alle wesentlichen Unternehmensdaten, deren Offenlegung von der Rechtsordnung
vorgesehen ist, online bereitstehen.

Das Gesetz wirkt sich auch auf Geschäftsbriefe im E-Mail-Verkehr aus. So müssen ab dem 1.1.2007 auf allen Ge-
schäftsbriefen gleichviel in welcher Form (z. B. E-Mails), die an einen bestimmten Empfänger gerichtet werden,
die Rechtsform und der Sitz der Gesellschaft, das Registergericht des Sitzes der Gesellschaft und die Nummer,
unter der die Gesellschaft in das Handelsregister eingetragen ist, sowie alle Geschäftsführer bzw. Vorstände und
Aufsichtsrat mit dem Firmennamen und mindestens einem ausgeschriebenen Vornamen angegeben werden.

Gesetz zur Änderung des Wohnungseigentumsgesetzes
Der Deutsche Bundestag hat am 14.12.2006 die Novelle des Wohnungseigentumsgesetzes verabschiedet. Das Ge-
setz soll die Verwaltung von Eigentumswohnungen vereinfachen und das Gerichtsverfahren in Wohnungseigen-
tumssachen mit dem in anderen privatrechtlichen Streitigkeiten vereinheitlichen. Das Gesetz enthält folgende Rege-
lungen:

· Mehrheitsentscheidungen der Wohnungseigentümer werden nach dem neuen Gesetz verstärkt zuge-
lassen. Künftig können die Wohnungseigentümer beispielsweise mit Mehrheit auch über die Verteilung von
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Betriebs- und Verwaltungskosten entscheiden. Sie können dabei etwa einen Maßstab zugrunde legen, der
sich am individuellen Verbrauch orientiert. Die Wohnungseigentümer können ferner bei der Umlage von
Kosten für eine Instandhaltungs- oder Baumaßnahme von der gesetzlichen Verteilung nach Miteigentums-
anteilen abweichen. Qualifizierte Mehrheitsentscheidungen sind auch möglich, wenn die Wohnungseigen-
tümer ihr gemeinschaftliches Eigentum an den Stand der Technik anpassen wollen, etwa durch den Einbau
eines Fahrstuhls oder durch Maßnahmen zur Energieeinsparung und Schadstoffreduzierung.

· Die rechtlichen Verhältnisse zwischen Eigentümergemeinschaft, den Wohnungseigentümern und
Gläubigern der Eigentümergemeinschaft werden klarer geregelt. Nach der neuesten Rechtsprechung
des Bundesgerichtshofs ist die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer rechtsfähig. Das Gesetz trägt
dieser Entscheidung des Bundesgerichtshofs Rechnung und soll in der Praxis gleichzeitig die nötige Klar-
heit geben. Das betrifft vor allem die Frage der Haftung der einzelnen Wohnungseigentümer für Forderun-
gen gegen die Gemeinschaft. Die Außenhaftung der Wohnungseigentümer bleibt erhalten, wird aber auf
ihren Miteigentumsanteil begrenzt. Damit zahlt jeder Miteigentümer im Außenverhältnis das, was er im In-
nenverhältnis auch den anderen Miteigentümern schuldet. So bleibt die Höhe der Außenhaftung für ihn be-
rechenbar. Beträgt zum Beispiel der Miteigentumsanteil 1/10, so haftet dieser Eigentümer dem Handwerker
bei einer Rechnung von 1.000 Euro auf 100 Euro.

· Künftig soll sich das Verfahren in Wohnungseigentumssachen nach der Zivilprozessordnung und
nicht mehr wie bisher nach dem Gesetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit richten. Das Gesetz verbessert
ferner die Möglichkeiten, sich über den Inhalt der aktuellen Beschlüsse der Gemeinschaft näher zu infor-
mieren, indem eine Beschluss-Sammlung beim Verwalter eingeführt wird. Das kommt insbesondere Erwer-
bern von Wohnungseigentum zugute, die sich besser Klarheit darüber verschaffen können, welche Rechte
und Pflichten auf sie zukommen.

· Für sog. Hausgeldforderungen der Wohnungseigentümer führt das Gesetz ein begrenztes Vorrecht vor
Grundpfandrechten in der Zwangsversteigerung ein. Dadurch wird die Stellung der Wohnungseigentümer
gestärkt, wenn sie Forderungen gegenüber einem zahlungsunfähigen oder -unwilligen Wohnungseigen-
tümer geltend machen.

Telefonwerbung gegenüber Gewerbetreibenden verboten
Der Bundesgerichtshof hatte gegen ein Unternehmen zu entscheiden, das als Vermittler von Aufträgen tätig ist und
mit Handwerksunternehmen im Wege der Telefonwerbung in Kontakt getreten war. Das Unternehmen vermittelt und
koordiniert Bauvorhaben zwischen Bauherren und deren Planungsbüros einerseits sowie Bauunternehmen anderer-
seits. Mit ihren Partnerunternehmen schließt sie formularmäßig vorbereitete Verträge, durch die sich die Handwer-
ker zur Zahlung einer Provision für jeden vermittelten Bauauftrag und daneben zur Einmalzahlung eines vierstelligen
Betrages verpflichten. Die Geschäftskontakte zu ihren potenziellen Vertragspartnern bahnt das Unternehmen grund-
sätzlich über das Telefon an. Die Richter des Bundesgerichtshofs vertraten die Auffassung, dass die beanstandete
Telefonwerbung weder dem tatsächlichen noch dem mutmaßlichen Willen des angerufenen Handwerksunterneh-
mens entspricht. Bei einem Gewerbetreibenden kann zwar regelmäßig ein mutmaßliches Interesse an einer telefo-
nischen Kontaktaufnahme durch potenzielle Kunden vermutet werden. Von einem solchen Interesse kann aber nicht
ausgegangen werden, wenn die Kontaktaufnahme dem Angebot der eigenen Leistung des Anrufenden dient. Dies
gilt grundsätzlich auch dann, wenn das an den Gewerbetreibenden herangetragene Angebot auf dem Gebiet liegt,
auf dem der Gewerbetreibende selbst als Anbieter auftritt. Bei der Beurteilung der Frage, ob die erforderliche mut-
maßliche Einwilligung als gegeben anzusehen ist, ist im Übrigen nicht nur auf die Art der Werbung, sondern auch
auf deren Inhalt abzustellen.

Telefaxwerbung gegenüber Gewerbetreibenden
Bereits in einem Urteil vom 25.10.1995 entschieden die Richter des Bundesgerichtshofs, dass es wettbewerbswidrig
ist, an einen Gewerbetreibenden zu Werbezwecken Telefaxschreiben zu richten, wenn dieser nicht damit einver-
standen ist oder sein Einverständnis vermutet werden kann. Der Umstand, dass Telefaxsendungen immer häufiger
unmittelbar auf einen PC geleitet und nicht mit einem herkömmlichen Faxgerät ausgedruckt werden, ändert nichts
daran, dass eine per Telefax unaufgefordert übermittelte Werbung auch gegenüber Gewerbetreibenden grundsätz-
lich als wettbewerbswidrig anzusehen und somit nicht zulässig ist.

Kundendatenliste als Geschäftsgeheimnis
Um den Verrat von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen handelt es sich, wenn jemand als eine bei einem Unter-
nehmen beschäftigte Person ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis, das ihr im Rahmen des Dienstverhältnisses
anvertraut worden oder zugänglich geworden ist, während der Geltungsdauer des Dienstverhältnisses unbefugt an
jemand zu Zwecken des Wettbewerbs, aus Eigennutz, zugunsten eines Dritten oder in der Absicht, dem Inhaber
des Unternehmens einen Schaden zuzufügen, mitteilt. Die Richter des Bundesgerichtshofs entschieden in ihrem Ur-
teil vom 27.4.2006, dass eine Liste mit Kundendaten unabhängig davon ein Geschäftsgeheimnis darstellen kann, ob
ihr ein bestimmter Vermögenswert zukommt oder nicht. Ein ausgeschiedener Mitarbeiter, der ein Geschäftsgeheim-
nis seines früheren Arbeitgebers schriftlichen Unterlagen entnimmt, die er während des früheren Dienstverhältnis-
ses zusammengestellt und im Rahmen seiner früheren Tätigkeit befugtermaßen bei seinen privaten Unterlagen -
etwa in einem privaten Adressbuch oder auf einem privaten PC - aufbewahrt hat, verschafft sich damit dieses unbe-
fugt.
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Änderungen durch das Jahressteuergesetz 2007
Der Bundesrat hat am 24.11.2006 dem Jahressteuergesetz 2007 zugestimmt. Das Gesetz enthält eine Fülle von
Einzelregelungen, deren Erläuterungen den Rahmen dieses Schreibens sprengen würden. Deshalb soll zunächst
stichpunktartig auf die wichtigsten Änderungen eingegangen werden. Auf einzelne Punkte, die zunächst erst im Ge-
setz definiert sind und noch der praktischen Auslegung bedürfen, werden wir in einem der nächsten Schreiben
näher eingehen.

· Die Berücksichtigung von Beiträgen für eine private Basis-/"Rürup"-Rente im Rahmen der Günstiger-
prüfung für Vorsorgeaufwendungen wurde rückwirkend zum 1.1.2006 verbessert. Die Einführung eines
"Erhöhungsbetrages" führt besonders bei Selbstständigen zu einer verbesserten Berücksichtigung von
Beiträgen als Sonderausgaben.

· Betriebliche Altersversorgung:
· Erfassung bestimmter Arbeitgeberzahlungen an betriebliche Versorgungssysteme als Einnahmen

aus nicht selbstständiger Arbeit (Beiträge und Zuwendungen, aber auch Sonder- und Gegenwert-
zahlungen sowie Sanierungsgelder für eine nicht kapitalgedeckte Altersversorgung),

· Einführung einer Pauschalbesteuerungspflicht in Höhe von 15 % für Sonder- und Gegenwertzah-
lungen sowie Sanierungsgelder des Arbeitgebers für eine nicht kapitalgedeckte Altersversorgung
an kommunale, kirchliche und betriebliche Zusatzversorgungskassen,

· langfristiger, stufenweiser Einstieg in die nachgelagerte Besteuerung für nach dem 31.12.2007
geleistete, laufende Zuwendungen des Arbeitgebers zum Aufbau einer nicht kapitalgedeckten
Altersversorgung der Arbeitnehmer,

· Begrenzung der Feststellungsverjährung bei der Feststellung des Verlustvortrags. Mit der Änderung wird
sichergestellt, dass bei der Feststellung des Verlustvortrags eine Verjährung eintritt.

· Pauschalierung der Einkommensteuer bei Sachzuwendungen (siehe getrennter Beitrag).
· Einführung einer Gebührenpflicht für die Erteilung einer verbindlichen Auskunft durch das Finanzamt.

Normale Auskünfte bleiben gebührenfrei.
· Änderung der Vorschriften für die Bedarfsbewertung in Bewertungsgesetz und Baugesetzbuch.

· Unbebaute Grundstücke: Die bis zum 31. Dezember 2006 bestehende Bindung an die Wertver-
hältnisse zum 1.1.1996 wird mit Wirkung ab 1.1.2007 aufgegeben. Künftig sind die tatsächlichen
Verhältnisse auf den jeweiligen Besteuerungszeitpunkt für die Bewertung maßgeblich.

· Bebaute Grundstücke: Der Ertragswert wird aus der im Besteuerungszeitpunkt vereinbarten Jah-
resmiete ermittelt und nicht mehr aus der durchschnittlichen Jahresmiete der letzten drei Jahre
vor dem Besteuerungszeitraum.

· Erbbaurechtsverhältnisse: Dem Eigentümer des Grund und Bodens (Erbbauverpflichteter) wird
grundsätzlich dessen Wert und dem Erbbauberechtigten der Wert des Gebäudes zugerechnet.
Ferner wird danach unterschieden, ob die Dauer des Erbrechts im Besteuerungszeitpunkt min-
destens 40 Jahre oder weniger beträgt.

· Bei Scheckzahlung von Lohn- und Umsatzsteuer tritt eine Verschärfung ein. Bis 31.12.2006 galt bereits
mit der Hingabe des Schecks die Zahlung als bewirkt. Durch eine Neuregelung gilt als Zahlungszeitpunkt
bei Hingabe oder Übersendung von Schecks der dritte Tag nach dem Tag des Eingangs. Die Regelung
greift erstmals, wenn ein Scheck nach dem 31.12.2006 bei der Finanzbehörde eingegangen ist.

· Die Verlustverrechnungsbeschränkung ist nunmehr - bereits ab dem Veranlagungszeitraum 2006 - auch
auf Einkünfte aus Kapitalvermögen ausgedehnt worden. Umgehungsgestaltungen, die insbesondere bei
Kapitallebensversicherungen und sonstigen Kapitalforderungen jeder Art entwickelt worden sind, sollen so-
mit eingedämmt werden.

· Durch eine Korrekturvorschrift im Körperschaftsteuergesetz wird sichergestellt, dass Bezüge des Anteils-
eigners, die auf Ebene der Kapitalgesellschaft als verdeckte Gewinnausschüttung dem Einkommen hin-
zugerechnet wurden, bei diesem nach den Grundsätzen des Halbeinkünfteverfahrens besteuert werden.
Mit den Änderungen im Einkommensteuergesetz wird auch der umgekehrte Sachverhalt geregelt, wonach
die Vergünstigungen des Halbeinkünfteverfahrens beim Anteilseigner nur unter der Voraussetzung zu ge-
währen sind, dass die verdeckte Gewinnausschüttung auf Ebene der leistenden Kapitalgesellschaft das
Einkommen nicht gemindert hat.

· Die Berechtigung zu 100%igem Vorsteuerabzug bei Bewirtungsrechnungen wurde gesetzlich verankert.
· Auch die von der Finanzverwaltung zugelassene Regelung zum sofortigen Abzug eines marktüblichen

Damnums oder Disagios ist jetzt gesetzlich geregelt. Zur Zeit gilt ein Damnum in Höhe von 5 % bei einem
Zinsfestschreibungszeitraum von mindestens fünf Jahren als marktüblich.

Ab 2009 soll eine Abgeltungssteuer eingeführt werden
Durch die Einführung einer anonymen Abgeltungssteuer auf Kapitalerträge in Höhe von 25 % (plus Solidaritätszu-
schlag und Kirchensteuer) will die Bundesregierung - ab dem 1.1.2009 - an die internationale Entwicklung anschlie-
ßen. Hierdurch soll die Attraktivität Deutschlands als Kapitalanlagestandort gestärkt und der Kapitalabfluss ins Aus-
land gebremst werden.
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Steuerpflichtige mit einem niedrigeren persönlichen Steuersatz können ihre Kapitalerträge zu ihren Gunsten in der
Veranlagung berücksichtigen lassen. Es ist vorgesehen, alle Kapitalanlageformen - ob Zinsen, Dividenden oder
Veräußerungsgewinne - einheitlich zu behandeln. Hier soll die bisher bestehende Spekulationsfrist, wonach
Veräußerungsgewinne, die beim Verkauf von Wertpapieren nach einer Haltedauer von mehr als einem Jahr
steuerfrei waren, bei der Besteuerung privater Veräußerungsgewinne gestrichen werden. Damit ergibt sich zukünftig
grundsätzlich eine Besteuerung - unabhängig von der Haltedauer. Mit Einführung der Abgeltungssteuer wird auch
der Kontenabruf der Vergangenheit angehören. Er bleibt im Prinzip nur für diejenigen Fälle erhalten, in denen der
Steuerpflichtige Vergünstigungen oder staatliche Transfers beantragt.

Basiszins / Verzugszins
Verzugszinssatz ab 1.1.2002: (§ 288 BGB)
Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern:
Basiszinssatz + 5-%-Punkte Basiszinssatz + 8-%-Punkte

Basiszinssatz nach § 247 Abs. 1 BGB
maßgeblich für die Berechnung von Verzugszinsen

01.01.2002 - 30.06.2002 = 2,57 %
01.07.2002 - 31.12.2002 = 2,47 %
01.01.2003 - 30.06.2003 = 1,97 %
01.07.2003 - 31.12.2003 = 1,22 %
01.01.2004 - 30.06.2004 = 1,14 %
01.07.2004 - 31.12.2004 = 1,13 %
01.01.2005 - 30.06.2005 = 1,21 %
01.07.2005 - 31.12.2005 = 1,17 %
01.01.2006 - 30.06.2006 = 1,37 %
01.07.2006 - 31.12.2006 = 1,95 %
ab 1.1.2007 = 2,70 %

Evtl. Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, können erst in der nächsten Aus-
gabe berücksichtigt werden.

Sie können unsere Mandantenrundschreiben auch über unsere Homepage unter

"www.staib-partner.de/buero.htm"

abrufen.

Mit freundlichen Grüßen

Thomas Staib Heike Diehl-Staib

Rechtsanwalt u. Rechtsanwältin
Fachanwalt für Arbeitsrecht
tst@staib-partner.de hds@staib-partner.de


